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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
FRANCIS G. JACOBS 

vom 13. Dezember 2001 1 

1. Mit dieser Klage nach Artikel 226 EG 
möchte die Kommission feststellen lassen, 
dass Deutschland dadurch gegen seine 
Verpflichtungen aus Artikel 2 der Sechsten 
Mehrwertsteuerrichtlinie 2 verstoßen hat, 
dass es die Forschungstätigkeit staatlicher 
Hochschulen von der Mehrwertsteuer be­
freit. 

Die Sechste Richtlinie 

2. Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten 
Richtlinie bestimmt, dass „Lieferungen von 
Gegenständen und Dienstleistungen, die ein 
Steuerpflichtiger als solcher im Inland ge­
gen Entgelt ausführt", der Mehrwertsteuer 
unterliegen. 

3. Artikel 4 bestimmt, soweit er einschlägig 
ist: 

„(1) Als Steuerpflichtiger gilt, wer eine der 
in Absatz 2 genannten wirtschaftlichen 
Tätigkeiten selbständig und unabhängig 
von ihrem Ort ausübt, gleichgültig zu wel­
chem Zweck und mit welchem Ergebnis. 

(2) Die in Absatz 1 genannten wirt­
schaftlichen Tätigkeiten sind alle Tätig­
keiten eines Erzeugers, Händlers oder 
Dienstleistenden einschließlich der Tätig­
keiten der Urproduzenten, der Landwirte 
sowie der freien Berufe und der diesen 
gleichgestellten Berufe. Als wirtschaftliche 
Tätigkeit gilt auch eine Leistung, die die 
Nutzung von körperlichen oder nicht kör­
perlichen Gegenständen zur nachhaltigen 
Erzielung von Einnahmen umfasst. 

1 — Originalsprache: Englisch. 
2 — Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 

1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuer — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Be­
messungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 
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(5) Staaten, Länder, Gemeinden und sons­
tige Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
gelten nicht als Steuerpflichtige, soweit sie 
die Tätigkeiten ausüben oder Leistungen 
erbringen, die ihnen im Rahmen der öf­
fentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie 
im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten 
oder Leistungen Zölle, Gebühren, Beiträge 
oder sonstige Abgaben erheben. 

Falls sie jedoch solche Tätigkeiten ausüben 
oder Leistungen erbringen, gelten sie für 
diese Tätigkeiten oder Leistungen als Steu­
erpflichtige, sofern eine Behandlung als 
Nicht-Steuerpflichtige zu größeren Wett­
bewerbsverzerrungen führen würde. 

4. Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i 
der Sechsten Richtlinie bestimmt: 

„Steuerbefreiungen im Inland 

A. Befreiungen bestimmter dem Gemein­
wohl dienender Tätigkeiten 

(1) Unbeschadet sonstiger Gemeinschafts­
vorschriften befreien die Mitgliedstaaten 
unter den Bedingungen, die sie zur Ge­
währleistung einer korrekten und einfachen 
Anwendung der nachstehenden Befrei­
ungen sowie zur Verhütung von Steuer­
hinterziehungen, Steuerumgehungen und 
etwaigen Missbräuchen festsetzen, von der 
Steuer: 

i) die Erziehung von Kindern und Ju­
gendlichen, den Schul- oder Hoch­
schulunterricht, die Ausbildung, die 
Fortbildung oder die berufliche Um­
schulung sowie die damit eng ver­
bundenen Dienstleistungen und Liefe­
rungen von Gegenständen durch Ein­
richtungen des öffentlichen Rechts, die 
mit solchen Aufgaben betraut sind oder 
andere Einrichtungen mit von dem be­
treffenden Mitgliedstaat anerkannter 
vergleichbarer Zielsetzung." 

Die nationalen Rechtsvorschriften 

5. § 4 Absatz 1 Nummer 21a des deutschen 
Umsatzsteuergesetzes (nachstehend: 
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UStG) 3 befreit Umsätze der staatlichen 
Hochschulen aus Forschungstätigkeit von 
der Mehrwertsteuer. 

6. § 58 Hochschulrahmengesetz 4 be­
stimmt, dass Hochschulen in der Regel 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind. 

7. Ich werde solche Hochschulen als staat­
liche Hochschulen bezeichnen. 

Verfahren 

8. Am 6. November 1998 übersandte die 
Kommission der Bundesregierung ein Auf­
forderungsschreiben gemäß Artikel 169 
EG-Vertrag (jetzt Artikel 226 EG) mit dem 
sie darauf hinwies, dass ihrer Auffassung 
nach die Befreiung der Forschungstätigkeit 
staatlicher Hochschulen gegen Artikel 2 
Nummer 1 der Sechsten Richtlinie ver­
stoße. Darauf erhielt sie keine Antwort. 

9. Am 26. August 1999 übersandte die 
Kommission Deutschland eine mit Grün­
den versehene Stellungnahme, in der sie 
ihren Standpunkt wiederholte und 
Deutschland aufforderte, die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Ver­
tragsverletzung binnen zwei Monaten zu 
beenden. 

10. In ihrer Antwort vom 4. April 2000 
berief sich die Bundesregierung auf zwei 
Bestimmungen der Sechsten Richtlinie, die 
ihrer Meinung nach die Befreiung recht­
fertigten. Erstens könne die Befreiung auf 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i ge­
stützt werden, da die Tätigkeiten im Zu­
sammenhang mit Forschungsverträgen eng 
mit der Ausbildung an staatlichen Hoch­
schulen verbunden seien. Da die Befreiung 
nicht zu größeren Wettbewerbs­
verzerrungen führe, könne sie zweitens auf 
Artikel 13 Teil A Absatz 2 gestützt werden, 
wonach die Mitgliedstaaten bestimmte Be­
freiungen, darunter die nach Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe i, für Einrich­
tungen vorsehen könnten, die keine Ein­
richtungen des öffentlichen Rechts seien, 
sofern eine oder mehrere spezifische Be­
dingungen erfüllt seien, wozu auch gehöre, 
dass die Befreiung der betroffenen Dienst­
leistungen nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen zu Ungunsten von der Mehr­
wertsteuer unterliegenden gewerblichen 
Unternehmen führen dürften. 

11. Im Juli 2000 hat die Kommission das 
vorliegende Verfahren eingeleitet. In ihrer 
Klageschrift hat sie die Feststellung be­
antragt, dass Deutschland dadurch gegen 

3 — Gesetz vom 27. April 1993 (BGBl. I.S. 565, 1160) in der 
durch § 4 Absatz 5 Umsatzsteuer-Änderungsgesetz vom 
12. Dezember 1996 (BGBl. I S. 1851) geänderten Fassung. 

4 — Hochschulrahmengesetz in der Fassung vom 19. Januar 
1999 (BGBl. I S. 18). 
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seine Verpflichtungen aus Artikel 2 der 
Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie ver­
stoßen hat, dass es die Forschungstätigkeit 
staatlicher Hochschulen von der Mehr­
wertsteuer befreit. In der Klageschrift ist 
dargelegt, aus welchen Gründen die Kom­
mission der Ansicht ist, dass die Befreiung 
gegen Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten 
Richtlinie verstoße. Weiter ist ausgeführt, 
warum die Kommission nicht der Auf­
fassung ist, dass die Befreiung gemäß 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i oder 
Absatz 2 der Richtlinie gerechtfertigt sei. 

Zulässigkeit 

12. Deutschland macht geltend, die Klage 
der Kommission sei aus zwei Gründen un­
zulässig. 

13. Erstens habe die Kommission nicht das 
nach Artikel 226 EG vorgeschriebene Vor­
verfahren beachtet: Ihre mit Gründen ver­
sehene Stellungnahme, die nur aus sieben 
Sätzen bestehe, enthalte nicht, wie dies in 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes ver­
langt werde 5, eine umfassende Darstellung 
des Streitgegenstands, sondern wiederhole 
nur den Inhalt des Aufforderungs­
schreibens. 

14. Zweitens habe die Kommission den 
Streitgegenstand entgegen dem Grundsatz 
der Kontinuität zwischen Vorverfahren und 
Klageverfahren, der spezifischer Ausdruck 
des Grundsatzes vom rechtlichen Gehör 
sei 6, unzulässig erweitert: Während die mit 
Gründen versehene Stellungnahme nur auf 
einen Verstoß gegen Artikel 2 der Sechsten 
Richtlinie gestützt werde, führe die Kla­
geschrift zusätzlich Artikel 13 Teil A der 
Sechsten Richtlinie an. Die Argumentation 
der Kommission zu Artikel 13 Teil A stelle 
einen wesentlichen Aspekt ihres Vor­
bringens dar. In Artikel 2 werde nur der 
Steuergegenstand definiert, indem die ver­
schiedenen Umsatzarten festgelegt würden, 
die grundsätzlich der Mehrwertsteuer un­
terlägen. Aus Artikel 2 folge jedoch nicht 
unmittelbar, dass die dort beschriebenen 
Tätigkeiten automatisch steuerpflichtig 
seien: Das ergebe sich vielmehr aus den 
besonderen Steuerbefreiungstatbeständen 
nach den Artikeln 13 ff. Ob eine Tätigkeit 
mehrwertsteuerpflichtig sei, könne dem­
entsprechend nur durch eine Würdigung 
dieser Tatbestände bestimmt werden. 

15. Es gibt eine reiche Rechtsprechung zu 
dem Verfahren, das von der Kommission 
einzuhalten ist, bevor sie ein Verfahren 
nach Artikel 226 EG einleiten kann. Dieses 
Verfahren soll dem betroffenen Mitglied­
staat Gelegenheit geben, sowohl seinen ge­
meinschaftsrechtlichen Verpflichtungen 
nachzukommen als auch seine Ver­
teidigungsmittel gegenüber den Rügen der 
Kommission geltend zu mächen 7. 

5 — Urteile vom 20. März 1997 in der Rechtssache C-96/95 
(Kommission/Deutschland, Slg. 1997, I-1653, Randnrn. 22 
und 24) und vom 13. Dezember 1990 in der Rechtssache 
C-347/88 (Kommission/Griechenland, Slg. 1990, I-4747. 
Randnr. 29). 

6 — Urteil vom 25. April 1996 in der Rechtssache C-274/93 
(Kommission/Luxemburg, Slg. 1996, I-2019, Randnr. 11). 

7 — Vgl. z. B. Urteil vom 2. Februar 1988 in der Rechtssache 
293/85 (Kommission/Belgien, Slg. 1988, 305, Randnr. 13). 
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16. Zunächst muss die Kommission dem 
betroffenen Mitgliedstaat ein Auf-
forderungsschreiben übermitteln. Dieses 
Schreiben hat das Ziel, den Gegenstand des 
Rechtsstreits einzugrenzen und dem Mit­
gliedstaat, der zur Äußerung aufgefordert 
wird, die notwendigen Angaben zur Vor­
bereitung seiner Verteidigung an die Hand 
zu geben 8. 

17. Im vorliegenden Fall enthält das Auf­
forderungsschreiben der Kommission vom 
6. November 1998 drei Absätze mit Aus­
führungen zur Sache. Die Kommission stellt 
erstens fest, dass die deutschen Rechts­
vorschriften bestimmte Dienstleistungen 
von der Mehrwertsteuer befreiten, und 
führt sodann konkret aus, dass nach § 4 
Nummer 21a UStG Umsätze der staatlichen 
Hochschulen aus Forschungstätigkeit von 
der Mehrwertsteuer befreit seien. Zweitens 
führt sie aus, dass zum einen eine Einrich­
tung des öffentlichen Rechts wie eine 
staatliche Hochschule zweifellos mehr­
wertsteuerpflichtig sei, sofern sie nicht im 
Rahmen der öffentlichen Gewalt tätig sei, 
sondern entgeltliche Tätigkeiten ausübe, 
und zum anderen Forschungstätigkeiten 
eines Steuerpflichtigen gemäß der Sechsten 
Richtlinie steuerbare und nicht steuerbe­
freite Umsätze darstellten. Drittens stellt sie 
fest, Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten 
Richtlinie sehe vor, dass „Lieferungen von 
Gegenständen und Dienstleistungen, die ein 
Steuerpflichtiger als solcher im Inland ge­
gen Entgelt ausführt", mehrwertsteuer­
pflichtig seien; da die Forschungstätigkeit 
nicht — insbesondere nicht nach Artikel 13 
der Sechsten Richtlinie — von der Mehr­
wertsteuer befreit sei, schließt die Kom­
mission daraus, dass Deutschland dadurch 
gegen Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten 

Richtlinie verstoßen habe, dass es For­
schungstätigkeiten staatlicher Hochschulen 
von der Mehrwertsteuer befreie. 

18. Der Zweck des Erfordernisses, dass die 
Kommission nach Artikel 226 EG eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme abgibt, 
besteht, wie der Gerichtshof bereits ent­
schieden hat, darin, „dem Mitgliedstaat 
Gelegenheit [zu] geben, seinen Standpunkt 
zu rechtfertigen, und es der Kommission 
gegebenenfalls [zu] ermöglichen, den Mit­
gliedstaat zu veranlassen, freiwillig den 
Erfordernissen des Vertrages nach­
zukommen. Für den Fall, dass dieses Be­
mühen um eine Beilegung erfolglos bleibt, 
dient die mit Gründen versehene Stellung­
nahme der Bestimmung des Streitgegen­
stands." 9 

19. Die mit Gründen versehene Stellung­
nahme stellt das Vorbringen der Kommis­
sion in vier Absätzen dar. Sie stellt erstens 
fest, dass die deutschen Rechtsvorschriften 
bestimmte Dienstleistungen von der Mehr­
wertsteuer befreiten, und führt sodann 
konkret aus, dass nach § 4 Nummer 21a 
UStG Umsätze der staatlichen Hochschulen 
aus Forschungstätigkeit von der Mehr­
wertsteuer befreit seien. Zweitens führt sie 
aus, Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten 
Richtlinie sehe vor, dass „Lieferungen von 
Gegenständen und Dienstleistungen, die ein 
Steuerpflichtiger als solcher im Inland ge­
gen Entgelt ausführt", mehrwertsteuer­
pflichtig seien. Drittens stellt sie fest, dass 
zum einen eine Einrichtung des öffentlichen 
Rechts wie eine staatliche Hochschule 
zweifellos mehrwertsteuerpflichtig sei, so­
fern sie nicht im Rahmen der öffentlichen 

8 — Vgl. z. B. Urteil vom 15. Dezember 1982 in der Rechtssache 
211/81 (Kommission/Dänemark, Slg. 1982, 4547, 
Randnr. 8). 

9 — Urteil vom 27. Mai 1981 in den verbundenen Rechtssachen 
142/80 und 143/80 (Essevi und Salengo, Slg. 1981, 1413, 
Randnr. 15). 
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Gewalt tätig sei, sondern entgeltliche Tä­
tigkeiten ausübe, und zum anderen For­
schungstätigkeiten eines Steuerpflichtigen 
gemäß der Sechsten Richtlinie steuerbare 
und nicht steuerbefreite Umsätze dar­
stellten und sich daraus nach Auffassung 
der Kommission ergebe, dass Deutschland 
dadurch gegen Artikel 2 der Sechsten 
Richtlinie verstoßen habe, dass es die For­
schungsleistungen staatlicher Hochschulen 
von der Mehrwertsteuer befreie. Viertens 
wird in der mit Gründen versehenen Stel­
lungnahme ausgeführt, dass die Kommis­
sion Deutschland im November 1998 ge­
mäß Artikel 226 EG von diesem Verstoß 
unterrichte habe und dass sie darauf keine 
Antwort erhalten habe, obwohl Deutsch­
land eine Fristverlängerung für seine Ant­
wort eingeräumt worden sei. 

20. Hätte Deutschland auf das Auf­
forderungsschreiben geantwortet, wäre die 
Kommission berechtigt gewesen, auf in der 
Antwort geltend gemachte Verteidigungs­
mittel und Argumente zu erwidern 10. 
Mangels einer Antwort von Deutschland 
wiederholte die mit Gründen versehene 
Stellungnahme mit im Wesentlichen den­
selben Worten den Inhalt des Auf­
forderungsschreibens. Erst als Deutschland 
auf die mit Gründen versehene Stellung­
nahme antwortete, versuchte sie ihre Auf­
fassung damit zu rechtfertigen, dass sie sich 
zur Verteidigung auf Artikel 13 Teil A be­
rief. 

21. Der Gerichtshof hat bereits ent­
schieden, dass sich die Kommission bei ei­
nem Vertragsverletzungsverfahren gegen 
einen Mitgliedstaat in der Klageschrift zum 
ersten Mal auf Rechtsvorschriften der Ge­

meinschaft berufen kann, wenn sie dabei 
nur auf das von dem betroffenen Mit­
gliedstaat vorgebrachte Verteidigungs­
vorbringen erwidert und damit weder die 
Umschreibung noch die Begründung der 
angeblichen Pflichtverletzung ändert 11. 
Meines Erachtens hat die Kommission, als 
sie in ihrer Klageschrift vorgetrug, 
Artikel 13 Teil A sei nicht anwendbar, le­
diglich auf das Verteidigungsvorbringen 
Deutschlands erwidert und nicht die Um­
schreibung oder die Begründung der an­
geblichen Pflichtverletzung geändert: Der 
Hauptvorwurf besteht weiterhin darin, 
dass Deutschland gegen Artikel 2 Nummer 
1 der Sechsten Richtlinie verstoßen habe. 

22. Diese Vorschrift bestimmt, dass Liefe­
rungen von Gegenständen und Dienst­
leistungen, die ein Steuerpflichtiger als sol­
cher gegen Entgelt ausführt, der Mehr­
wertsteuer unterliegen. Artikel 13 Teil A 
enthält eine Aufzählung von zwingenden 
und fakultativen Befreiungen. Nach der 
Systematik der Rechtsvorschriften ist klar, 
dass sich die grundsätzliche Mehrwert­
steuerpflicht aus Artikel 2 ergibt12. Die 
Kommission trägt vor, Forschungstätig­
keiten staatlicher Hochschulen seien 
Dienstleistungen, die im Sinne von Artikel 2 
Nummer 1 geliefert würden und folglich 
mehrwertsteuerpflichtig sein müssten; da 
jedoch die deutschen Rechtsvorschriften 
solche Tätigkeiten von der Mehrwertsteuer 
befreiten, habe Deutschland gegen Artikel 2 
Nummer 1 verstoßen. Dieses Vorbringen 

10—Urteil vom 31. Januar 1984 in der Rechtssache 74/82 
(Kommission/Irland, Slg. 1984, 317, Randnr. 20). 

11—Urteil Kommission/Dänemark (zitiert in Fußnote 8, 
Randnr. 16). 

12 — Urteil vom 12. November 1998 in der Rechtssache 
C-149/97 (Institute of the Motor Industry, Sig. 1998, 
I-7033, Randnr. 18). Bezüglich der weiteren Erörterung 
der Wirkung von Artikel 2 vgl. unten, Nr. 29. 
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ist meiner Ansicht nach sowohl im Auf-
forderungsschreiben als auch in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme hin­
reichend dargelegt. 

23. Überdies ergibt sich aus dem Umstand, 
dass Deutschland auf die mit Gründen 
versehene Stellungnahme mit einer detail­
lierten Rechtfertigung für die streitigen 
nationalen Rechtsvorschriften geantwortet 
hat, dass diese Stellungnahme — und da­
mit auch das Aufforderungsschreiben, das, 
wie Deutschland feststellt, im Wesentlichen 
denselben Wortlaut hat — den betroffenen 
Mitgliedstaat in die Lage versetzt hat, eine 
Verteidigung vorzubereiten. 

24. Die Klage der Kommission ist folglich 
zulässig. 

Begründetheit 

25. Die Kommission führt aus, dass gemäß 
Artikel 4 Absatz 2 der Sechsten Richtlinie 
eine Einrichtung des öffentlichen Rechts 
wie eine staatliche Hochschule Steuer­
pflichtiger sei, soweit sie wirtschaftliche 
Tätigkeiten, wie z. B. die Erbringung von 
Dienstleistungen, ausübe. Staatliche Hoch­
schulen erbrächten im Rahmen der Auf­
tragsforschung, der eine Vereinbarung über 
Leistung und Gegenleistung zugrunde liege, 
somit Dienstleistungen und seien daher 
Steuerpflichtige im Sinne von Artikel 4 der 
Sechsten Richtlinie. Da nach Artikel 2 

Nummer 1 die Lieferung von Dienst­
leistungen, die ein Steuerpflichtiger gegen 
Entgelt ausführe, der Mehrwertsteuer un­
terlägen, verstießen die streitigen na­
tionalen Rechtsvorschriften gegen Artikel 2 
Nummer 1 der Sechsten Richtlinie. 

26. Deutschland verteidigt sich im We­
sentlichen mit zwei Argumenten. 

27. Erstens sei der Antrag der Kommission 
unbegründet, da Artikel 2 der Sechsten 
Richtlinie weder eine Gebots- noch eine 
Verbotsnorm darstelle, sondern eine reine 
Definition des Steuergegenstands sei, gegen 
die als solche kein Vertragsverstoß möglich 
sei. 

28. Zweitens sei die Befreiung der For­
schungstätigkeiten staatlicher Hochschulen 
nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i 
der Sechsten Richtlinie gerechtfertigt. 

Artikel 2 Nummer 1 der Sechsten Richtlinie 

29. Ich akzeptiere das Argument Deutsch­
lands nicht, wonach sich aus Artikel 2 

I - 5820 



KOMMISSION / DEUTSCHLAND 

keine Pflicht zur Erhebung von Mehrwert­
steuer ergibt. Dieses Argument kann sich 
nicht auf die Rechtsprechung des Ge­
richtshofes stützen. Der Gerichtshof hat 
entschieden, dass durch nationale Rechts­
vorschriften, die bestimmte Umsätze von 
der Mehrwertsteuer befreien 13, oder durch 
Mitgliedstaaten, die bestimmte Umsätze 
nicht der Mehrwertsteuer unterworfen ha­
ben 14, gegen Artikel 2 verstoßen wird, und 
ausdrücklich festgestellt, dass „nach dem 
dem System der Mehrwertsteuer inne­
wohnenden Grundprinzip, das sich in der 
Ersten und in der Sechsten Richtlinie je­
weils aus Artikel 2 ergibt, ... die Mehr­
wertsteuer auf jeden Produktions- oder 
Vertriebsvorgang erhoben wird]" 15 und 
„eine Dienstleistung ... im Sinne von 
Artikel 2 Nr. 1 der Sechsten Richtlinie 
,gegen Entgelt' erbracht wird und somit 
steuerpflichtig ist..." 16. 

Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i der 
Sechsten Richtlinie 

30. Deutschland trägt vor, dass die For­
schungstätigkeiten staatlicher Hochschulen 
den Steuerbefreiungstatbestand des 
Artikels 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i der 

Sechsten Richtlinie erfüllten. Auf For­
schung bezogene Dienstleistungen stünden 
mit dem Hochschulunterricht in einem en­
gen Zusammenhang. Forschung und Lehre 
an einer Hochschule seien nicht vonein­
ander zu trennen. 

31. Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i 
verlangt von den Mitgliedstaaten, „Hoch­
schulunterricht,... sowie die damit eng 
verbundenen Dienstleistungen und Liefe­
rungen von Gegenständen durch Einrich­
tungen des öffentlichen Rechts..." von der 
Mehrwertsteuer zu befreien. 

32. Diese Vorschrift erwähnt nicht For­
schungstätigkeiten staatlicher Hoch­
schulen, worauf die Kommission hinweist. 
Es entspricht ständiger Rechtsprechung, 
dass die Begriffe, mit denen die Steuerbe­
freiungen nach Artikel 13 der Richtlinie 
umschrieben sind, eng auszulegen sind, da 
sie Ausnahmen von dem allgemeinen 
Grundsatz darstellen, wonach jede Dienst­
leistung, die ein Steuerpflichtiger gegen 
Entgelt erbringt, der Umsatzsteuer unter­
liegt 17, dass durch Artikel 13 Teil A be­
stimmte, dem Gemeinwohl dienende Tä­
tigkeiten, von der Mehrwertsteuer befreit 
werden sollen, und dass durch diese Vor­
schrift nicht alle dem Gemeinwohl dienen­
den Tätigkeiten befreit werden, sondern 
nur diejenigen, die einzeln aufgeführt und 

13 — Vgl. z. B. Urteile vom 21. Februar 1989 in der Rechtssache 
203/87 (Kommission/Italien, Slg. 1989, 371, Randnr. 11 
und Tenor), vom 17. Oktober 1991 in der Rechtssache 
C-3J/90 (Kommission/Spanien, Slg. 1991, I-J073, 
Randnr. 10 und Tenor) und vom 23. Mai 1996 in der 
Rechtssache C-331/94 (Kommission/Griechenland, Slg. 
1996, I-2675, Randnr. 19 und Tenor). 

14 — Vgl. z. B. Rechtssachen bezüglich der Straßenbenutzung 
gegen Maut: Urteile vom 12. September 2000 in der 
Rechtssache C-276/97 (Kommission/Frankreich, Slg. 
2000, I-6251, Randnr. 49 und Tenor), in der Rechtssache 
C-358/97 (Kommission/Irland, Slg. 2000, I-6301, 
Randnr. 58 und Tenor) und in der Rechtssache C-359/97 
(Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg. 2000, I-6355, 
Randnr. 70 und Tenor). 

15 — Urteil vom 6. Juli 1995 in der Rechtssache C-62/93 (BP 
Supergas/Griechenland, Slg. 1995,I-1883, Randnr. 16 und 
Tenor; vgl. auch Nr. 20 meiner Schlussanträge). 

16 — Urteil vom 3. März 1994 in der Rechtssache C-16/93 
(Tolsma, Slg. 1994, I-743, Randnr. 14). 

17 — Vgl. aber die Hinweise, die Generalanwalt Fennelly in 
seinen Schlussanträgen in der Rechtssache C-76/99 (Kom­
mission/Frankreich, Slg. 2001, I-249, Nrn. 21 bis 23) 
gemacht hat, und meine Schlussanträge vom heutigen Tage 
in der Rechtssache C-267/00 (London Zoological Society, 
Slg. 2002, I-3353, I-3355, Nrn. 17 bis 19). 
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sehr genau beschrieben sind 18. Da For­
schungstätigkeiten staatlicher Hochschulen 
in Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i 
nicht gesondert erwähnt sind, sind sie nach 
dieser Vorschrift von der Mehrwertsteuer 
nur befreit, wenn sie mit dem Hochschul­
unterricht „eng verbunden" sind. 

33. Der Gerichtshof hat sich kürzlich mit 
dem Anwendungsbereich von Tätigkeiten 
befasst, die „eng verbunden" sind mit der 
Krankenhausbehandlung und der ärzt­
lichen Heilbehandlung im Sinne von 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe b der 
Sechsten Richtlinie wonach die Mitglied­
staaten verpflichtet sind, „die Kranken­
hausbehandlung und die ärztliche Heilbe­
handlung sowie die mit ihnen eng ver­
bundenen Umsätze, die von Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts... durchgeführt... 
werden", von der Mehrwertsteuer zu be­
freien. Die Kommission hatte vorgetragen, 
es verstoße gegen diese Bestimmung, wenn 
Frankreich Mehrwertsteuer auf Pauschal­
vergütungen für die Entnahme von Proben 
zum Zweck der medizinischen Analyse er­
hebe. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass 
die Definition des Begriffes der mit der 
Krankenhausbehandlung oder ärztlichen 
Heilbehandlung „eng verbundenen" Um­
sätze „keine besonders enge Auslegung 
[verlangt], da durch die Befreiung der eng 
mit der Krankenhausbehandlung oder 
ärztlichen Heilbehandlung verbundenen 
Umsätze gewährleistet werden soll, dass 
der Zugang zu solchen Behandlungen nicht 
durch die höheren Kosten versperrt wird, 
die entstünden, wenn die Behandlungen 
selbst oder die eng mit ihnen verbundenen 
Umsätze der Mehrwertsteuer unterworfen 
wären" 19. Damit ist er ganz dem Vorschlag 

von Generalanwalt Fennelly gefolgt, der 
der Auffassung war, dass „sämtliche Um­
sätze, die unmittelbar oder eng mit der 
.Krankenhausbehandlung und [der] ärzt-
liche[n] Heilbehandlung' verbunden sind, 
unabhängig von ihrer Form als von der 
Befreiung erfasst anzusehen sind" 20. 

34. Der Gerichtshof hat folglich dem 
Zweck der Umsätze, die angeblich mit den 
befreiten Umsätzen eng verbunden sind, 
Bedeutung beigemessen. Insbesondere muss 
festgestellt werden, ob die fraglichen 
Dienstleistungen für die Kundschaft einen 
eigenen Zweck oder das Mittel darstellen, 
um die Hauptleistung des Leistungs­
erbringers unter optimalen Bedingungen in 
Anspruch zu nehmen 21. 

35. Die Anwendung dieser Grundsätze auf 
die vorliegende Rechtssache führt meines 
Erachtens zu der Schlussfolgerung, dass 
entgeltliche Auftragsforschungstätigkeiten 
staatlicher Hochschulen nicht unter die 
Befreiung des Hochschulunterrichts nach 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i der 
Sechsten Richtlinie fallen. 

36. Deutschland macht in seiner Klagebe­
antwortung geltend, dass Forschung und 
Lehre nicht voneinander zu trennen seien. 
Hochschulen seien im Gegensatz zu ande­
ren Lehreinrichtungen, die rein praktisch 
orientiert seien, für die Lehre auf die For­
schung angewiesen, weil sie aus beiden 
Tätigkeiten neue Erkenntnisse entwickeln 
und vermitteln könnten. Der enge Zu­

18 — Urteil Institute of the Motor Industry (zitiert in Fußnote 
12, Randnrn. 17 und 18 sowie die dort zitierte Recht­
sprechung). 

19 — Urteil vom 11. Januar 2001 in der Rechtssache C-76/99 
(Kommission/Frankreich, zitiert in Fußnote 17, 
Randnr. 23). 

20 — Nr. 23 der Schlussanträge. 
21 — Randnrn. 24 und 27 des Urteils. 
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sammenhang zwischen Forschung und 
Lehre an Hochschulen spiegele sich im 
Grundgesetz 22 wider, das bestimme, dass 
Forschung und Lehre frei seien, und im 
Hochschulrahmengesetz 23, wonach die 
Forschung in den Hochschulen der Ge­
winnung wissenschaftlicher Erkenntnis so­
wie der Weiterentwicklung von Lehre und 
Studium 24 diene. Deutschland ist der An­
sicht, dass es ineffizient und bürokratisch 
wäre, steuerpflichtige und steuerfreie Tä­
tigkeiten voneinander zu trennen, wenn 
Forschung und Lehre für die Mehrwert­
steuer getrennt werden müssten. 

37. Ich räume ein, dass im Hochschulalltag 
Forschung und Lehre in einem engen Zu­
sammenhang stehen. Es muss jedoch be­
dacht werden, dass dies, wenn dem Antrag 
der Kommission stattgegeben wird, nicht 
bedeutet, dass alle Forschungstätigkeiten 
für alle Zwecke von Lehrtätigkeiten ge­
trennt werden müssen. Mehrwertsteuer 
muss auf Dienstleistungen erhoben werden, 
die gegen Entgelt erbracht werden. Folglich 
sind, wenn eine Hochschule Forschungen 
gegen Entgelt durchführt, diese For­
schungsleistungen mehrwertsteuerpflichtig. 
Umgekehrt stellt sich die Frage der Mehr­
wertsteuer nicht, wenn Forschungen ohne 
Gegenleistung durchgeführt werden. Ich 
vermag nicht zu erkennen, warum es be­
sonders schwer sein soll, Dienstleistungen 

gegen Entgelt, die zwangsläufig Gegen­
stand von Verträgen sind, von allgemeinen 
Lehrtätigkeiten zu unterscheiden, wozu 
auch Forschungen gehören, die ohne Ge­
genleistung im Wege weiterer Studien vor­
genommen werden. 

38. Die Kommission führt weiter aus, dass 
nach ihrer Kenntnis alle Mitgliedstaaten 
außer Deutschland und Irland 25 bei den 
Hochschulen zwischen Lehrtätigkeiten, die 
gemäß Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe i der Sechsten Richtlinie von der 
Mehrwertsteuer befreit seien, und For­
schungstätigkeiten, die der Mehrwertsteuer 
unterlägen, unterschieden. Ich kann daher 
Deutschland nicht in seinem Vorbringen 
folgen, dass die Trennung von steuerbe­
freiten und steuerpflichtigen Umsätzen so 
problematisch sei. Jedenfalls können prak­
tische Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
eine Nichtumsetzung nicht rechtfertigen. 

39. Ich möchte hinzufügen, dass es nicht 
auf die Definition von Forschungstätig­
keiten nach nationalem Recht ankommt: Es 
ist klar, dass die Unterwerfung eines be­
stimmten Umsatzes unter die Mehrwert­
steuer oder seine Befreiung nicht davon 
abhängen kann, wie er nach nationalem 
Recht qualifiziert wird 26. 

22 — Artikel 5 Absatz 3. 
23 — Zitiert in Fußnote 4. 
24 — § 22 HRG. 

25 — Gegen Irland ist ebenfalls ein Vertragsverletzungsverfahren 
gerichtet, das sich gerade in der Phase des Aufforderungs­
schreibens befindet. 

26 — Kommission/Frankreich (zitiert in Fußnote 17, 
Randnr. 26). 
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40. Da aus den vorstehend genannten 
Gründen entgeltliche Forschungstätigkeiten 
staatlicher Hochschulen nicht in den An­
wendungsbereich der Befreiung des Hoch­
schulunterrichts von der Mehrwertsteuer 
nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe i 
der Sechsten Richtlinie fallen, verstößt 
Deutschland gegen Artikel 2 der Richtlinie. 
Es ist daher nicht erforderlich, auf das Ar­

gument Deutschlands einzugehen, wonach 
die Befreiung solcher Tätigkeiten von der 
Mehrwertsteuer zu einer Steuerver­
einfachung führe und Verwaltungsaufwand 
vermeide: Deutschland räumt ein, dass 
dieses Argument nur relevant wäre, wenn 
die Befreiung nach Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe i anzuwenden wäre. 

Ergebnis 

4 1 . Demgemäß schlage ich dem Gerichtshof vor, 

1. festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Artikel 2 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie verstoßen 
hat, dass sie die Forschungstätigkeit der staatlichen Hochschulen von der 
Mehrwertsteuer befreit; 

2. der Bundesrepublik Deutschland die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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